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Einkommensrunde mit dem Land Hessen 
Tarifeinigung: Hessen zieht mit anderen Bundesländern gleich  
 
Einkommensplus für die Beschäftigten im öffentlichen Dienst in Hessen: Der dbb hat sich nach 
drei Verhandlungsrunden mit dem Land auf ein gutes Ergebnis geeinigt. 
 
„Es war ein zähes Ringen, doch schlussendlich 
konnten wir den Arbeitgeber überzeugen, den 
öffentlichen Dienst in ganz Hessen aufzuwer-
ten und dadurch dessen Attraktivität dauerhaft 
zu sichern“, fasste dbb Tarifchef und Verhand-
lungsführer Volker Geyer am 15. März 2024 in 
Bad Homburg die Verhandlungen zusammen. 
„Wir haben ein Ergebnis erzielt, mit dem die 
Beschäftigten spürbar mehr im Geldbeutel ha-
ben. Damit dieser Mehrwert nicht gleich von 
der Inflation wieder aufgefressen wird, konnten 
wir zudem einen kräftigen Inflationsausgleich 
aushandeln.“ 
 
„Der Tarifvertrag Hessen (TV-H) bleibt eine 
harte Währung“, betonte Geyer. „Neben den 
spürbaren linearen Erhöhungen, die für die Be-
schäftigten in diesen schweren Zeiten essenti-
ell sind, bin ich vor allem sehr zufrieden damit, 
dass wir das Land davon überzeugen konnten, 
die Entgeltordnung anzupacken und noch zeit-
nah den Gesprächen dazu zu beginnen. Das 
ist eine gute Nachricht und schafft Perspek-
tive.“ In der Entgeltordnung ist festgeschrie-
ben, nach welchen Merkmalen Beschäftigte in 
der Entgelttabelle eingruppiert werden. 
 
Die wesentlichen Eckpunkte der Einigung: 
Ein steuer- und sozialabgabenfreier Inflations-
ausgleich in Höhe von 3.000 Euro (dreistufige 
Auszahlung: spätestens Mai 2024, Juli 2024 
und November 2024) 
Ab dem 1. Februar 2025 Erhöhung der Tabel-
lenentgelte um 200 Euro (Sockelbetrag)  
Ab dem 1. August 2025 Erhöhung der Tabel-
lenentgelte um 5,5 Prozent (Anpassung des 

Erhöhungsbetrags auf 340 Euro, wo dieser 
Wert nicht erreicht wird) 
Ausbildungs- und Praktikantenentgelte: Erhö-
hung ab 1. Februar 2025 um 100 Euro und ab 
1. August 2025 um 50 Euro 
Jahressonderzahlung: Bis Entgeltgruppe 8 er-
höht auf 90 Prozent, ab Entgeltgruppe 9a er-
höht auf 60 Prozent 
Zeitgleiche und systemkonforme Übertragung 
der linearen Einkommensverbesserungen auf 
Beamtinnen und Beamte sowie auf Versor-
gungsempfängerinnen und -empfänger  
Vertragslaufzeit: 24 Monate bis 31. Januar 
2026 
 
Heini Schmitt, Landesvorsitzender des dbb 
Hessen ergänzte: „Dass Innenminister Poseck 
die Übertragung auf Besoldung und Versor-
gung direkt zugesichert hat, begrüßen wir aus-
drücklich. Wir werden das in den kommenden 
Wochen im Detail ausarbeiten.“ Die Erhöhung 
der Entgelte für Auszubildende und Praktikan-
ten habe ebenfalls eine große Signalwirkung. 
„Auch auf diese Weise sichern wir uns die 
Nachwuchskräfte, die wir im öffentlichen 
Dienst dringend brauchen.“ 
 
 
Hintergrund 
Die Verhandlungen betreffen direkt etwa 45.000 
Arbeitnehmende, indirekt knapp 120.000 Beam-
tinnen und Beamte sowie 95.000 Versorgungs-
empfängerinnen und -empfänger, auf die das Ta-
rifergebnis übertragen werden soll. Alle Informati-
onen zur Einkommensrunde gibt es unter 
dbb.de/einkommensrunde. 
 

 
 
Jahresgespräch mit der Kultusministerkonferenz 
Lehrkräftebildung braucht klare Standards 
 
Die dbb Bildungsgewerkschaften haben am 14. März 2024 in Berlin aktuelle bildungspolitische 
Herausforderungen mit den Mitgliedern der Kultusministerkonferenz (KMK) diskutiert. 
 
Vor dem Hintergrund des eklatanten Lehr- 
kräftemangels lag der Fokus des diesjährigen 
Gesprächs auf der Lehrkräftebildung. „Die erst-
klassige Ausbildung unserer Lehrkräfte ist von 
entscheidender Bedeutung für den Bildungser-
folg und die gesellschaftliche Teilhabe unseres 
Nachwuchses“, stellte die stellvertretende dbb 

Bundesvorsitzende Simone Fleischmann fest 
und kritisierte die fortschreitende Deprofessio-
nalisierung der Lehrerausbildung. „Dieser 
schleichende Prozess gibt allen Anlass zur 
Sorge. Gerade in Zeiten des Lehrkräfteman-
gels ist es fatal, die Qualitätsstandards in der 

https://www.dbb.de/artikel/tarifeinigung-hessen-zieht-mit-anderen-bundeslaendern-gleich.html
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Lehrkräftebildung abzusenken und die Bil-
dungsqualität weiter zu gefährden.“ 
 
Susanne Lin-Klitzing, Vorsitzende der dbb 
Fachkommission Schule, Bildung und Wissen-
schaft, betonte: „Die Zweiphasigkeit der akade-
mischen Ausbildung, ein Vorbereitungsdienst 
von idealerweise 24 und mindestens 18 Mona-
ten sowie das grundsätzliche Festhalten am 
Zwei-Fach-Lehramtsstudium sind elementare 
Qualitätspfeiler in der Lehrkräftebildung, an de-
nen nicht gerüttelt werden darf. Ein duales Stu-
dium im Sinne der Einphasigkeit lehnen wir 
entschieden ab.“ Angesichts des mangelbe-
dingten Quer- und Seiteneinstiegs in den Leh-
rerberuf fordert sie zudem, dass nicht grund-
ständig ausgebildete Lehrkräfte eine Weiter-
qualifikation durchlaufen, die sie auf das Ni-
veau eines Masterabschlusses oder eines 

Staatsexamens mit einem anschließenden Re-
ferendariat qualifiziert. Fleischmann ergänzte: 
„Die Bildungsqualität kann nur gesteigert wer-
den, wenn es der Politik gelingt, die Attraktivi-
tät und Qualität der Lehrkräftebildung zu ver-
bessern. Dafür stehen wir beim dbb ein.“ 
 
Hintergrund 
Im Jahresgespräch mit der KMK bringen die 
dbb Bildungsgewerkschaften aktuelle Themen, 
Probleme und Lösungsansätze in die politische 
Debatte ein. Der aktuelle Austausch hat mit 
der Präsidentin der Kultusministerkonferenz, 
Christine Streichert-Clivot (SPD), Bildungsmi-
nisterin des Saarlandes, und zahlreichen wei-
teren Kultusministerinnen und -ministern der 
Länder stattgefunden. 

 
 
Pflege und Beruf 
Erleichterungen für pflegende Angehörige: Es bewegt sich etwas 
 
Pflege geht uns alle etwas an. Der dbb macht sich für pflegende Angehörige stark und schlägt 
eine steuerfinanzierte Entgeltersatzleistung vor. 
 
„Sehr erfreut vernehmen wir die Worte von 
Bundesfamilienministerin Lisa Paus, die an-
lässlich des Equal Care Days und des Welt-
frauentags bekräftigt, dass pflegende Angehö-
rige dringend stärkerer Unterstützung bedür-
fen“, betonte Ulrich Silberbach, Bundesvorsit-
zender des dbb am 8. März 2024 in Berlin. 
„Gemeinsam, mit vielen weiteren Verbänden 
und Interessenvertretungen, sind wir als Mit-
glied im unabhängigen Beirat zur Vereinbarkeit 
von Pflege und Beruf in Vorleistung getreten: 
Wir haben ein Modell einer steuerfinanzierten 
Entgeltersatzleistung entworfen sowie zahlrei-
che Empfehlungen abgegeben, wie die Situa-
tion für die Betroffenen verbessert werden 
kann“, erklärte Silberbach. Entsprechende 
Handlungsempfehlungen habe der dbb im ver-
gangenen Sommer der Ministerin übergeben. 
Nun sei die Politik am Zug und muss liefern.  
 
Wenn die Ministerin betone, man arbeite inner-
halb der Bundesregierung mit Hochdruck da-
ran, die Vereinbarkeit von Pflege, Familie und 
Beruf zu verbessern, sei das eine starke Aus-
sage. „Wir werden Sie beim Wort nehmen, 
sehr geehrte Frau Ministerin, denn bei allen 
notwendigen Einsparungserfordernissen darf 
nicht vergessen werden: Pflegende Angehö-
rige haben nahezu keine Lobby. Hier sehen wir 

uns als gewerkschaftlicher Dachverband in der 
Pflicht, denn Pflege betrifft uns alle und sollte 
als gesamtgesellschaftliche Aufgabe verstan-
den werden“. Eine steuerfinanzierte Entgelters-
atzleistung, die konzeptionell an das Elterngeld 
angelehnt ist, sei ein richtiger und wichtiger 
Schritt, um die finanziellen Einbußen, die mit 
einer temporären (teilweisen) Freistellung ver-
bunden sind, abzumildern. „Wichtig ist uns als 
dbb aber natürlich auch, die Pflege daheim ge-
schlechtergerechter zu verteilen. Hierzu gibt es 
vielversprechende Ansätze und wir stehen be-
reit, diese zu unterstützen, wenn es um die 
Umsetzung geht.“ 
 
Dem dbb sei es wichtig, dass es nicht allein 
ums Geld gehen darf. Auch eine Erweiterung 
des derzeitigen Angehörigenbegriffs, der eine 
wichtige Leistungsvoraussetzung in der Pflege 
darstellt, ist erforderlich. Silberbach: „Warum 
sollen nicht auch Personen, die in einem be-
sonderen Näheverhältnis zum pflegebedürfti-
gen Menschen stehen, eingebunden werden 
und Leistungen erhalten? Jetzt heißt es, den 
Worten Taten folgen zu lassen und die ent-
sprechenden, im Koalitionsvertrag vereinbar-
ten Vorhaben umzusetzen.“ 
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Aus Bundesländern und Mitgliedsgewerkschaften 
 
 
Schleswig-Holstein 
Gleichstellung besser fördern 
 
Der aktuelle Gleichstellungsbericht der Landesregierung zeigt, dass Frauen im öffentlichen 
Dienst insbesondere in diversen höherwertigen Ämtern und Führungsfunktionen unterrepräsen-
tiert sind. Der dbb s-h spricht sich dafür aus, Frauen durch aktive Ansprache sowie Informations- 
und Unterstützungsangebote für Bewerbungen auf entsprechende Stellen zu gewinnen. 
 
Es gelte aber auch, hieß es vom dbb Landes-
bund am 8. März 2024, die Arbeits- und Rah-
menbedingungen zu verbessern. Auf die 
Agenda gehörten die unbefriedigende Praxis 
der Kinderbetreuung genauso wie die zu hohe 
Regelarbeitszeit, die im Beamtenbereich 41 
Wochenstunden beträgt. 
 
Um positive Effekte im Bewerbungsverhalten 
zu erreichen, müsse auf die Gründe für Unter-
repräsentanzen reagiert werden. Dazu zählten 
die hohe Beanspruchung für die Care-Arbeit, 
die häufig Karriereambitionen ausbremse, 
meistens bei Frauen. Ein weiterer Aspekt sei 
die Zurückhaltung infolge des Respekts vor 
den Anforderungen auf höherwertigen Stellen. 
 
Die Vorschläge des dbb s-h – die aktive Be-
werbungsförderung sowie eine Verbesserung 
der Rahmenbedingungen – wären zielgerich-
tete Maßnahmen. Hinsichtlich der Arbeitszeit 
müsse gesehen werden, dass trotz der Mo-
delle zur „Führung in Teilzeit“ häufig der An-
spruch an sich selbst bestehe, der mit einer 

Führungsfunktion häufig verbundenen hohen 
Belastung mit Vollzeitarbeit zu begegnen. 
Doch 41 Stunden würden – zurecht – oft als zu 
viel empfunden. 
 
Ungeachtet dessen müsse in allen Konstellati-
onen gewährleistet sein, dass die Balance zwi-
schen beruflichen und privaten Verpflichtungen 
nicht beeinträchtigt wird. Wichtig ist dem dbb 
sh auch, dass eine Geschlechterparität auch 
mit Blick auf die in der Verfassung verankerte 
Bestenauslese nicht erzwungen werden kann. 
Bei Stellenbesetzungsverfahren geht es viel-
mehr um eine Potentialausschöpfung durch 
eine Förderung der Chancenwahrnehmung. 
 
Dabei spiele auch das Schleswig-Holsteinische 
Gleichstellungsgesetz eine wichtige Rolle. Der 
dbb s-h begrüßt, dass die Regelungen überar-
beitet werden sollen, und plädiert für eine Kon-
kretisierung der Rechte der Gleichstellungsbe-
auftragten, einen sachgerechten Ressourcen-
bestand sowie eine Harmonisierung der lan-
des- und kommunalrechtlichen Vorschriften. 

 
 
 
Gewerkschaft Deutscher Lokomotivführer (GDL) 
GDL-Streik zulässig: Deutsche Bahn scheitert erneut vor Gericht 
 
Die Deutsche Bahn ist erneut mit dem Versuch gescheitert, die Streiks der Gewerkschaft Deut-
scher Lokomotivführer (GDL) vor Gericht verbieten zu lassen. Das Arbeitsgericht Frankfurt am 
Main wies einen entsprechenden Antrag der DB am Abend des 11. März 2024 zurück.  
 
„Das Gericht hat es zum wiederholten Male be-
stätigt: Die Streiks der GDL sind verhältnismä-
ßig, zulässig, rechtmäßig und somit geeignet, 
die berechtigten Forderungen der Eisenbahne-
rinnen und Eisenbahner mittels Arbeitskampf 
weiterzuverfolgen“, so der GDL-Bundesvorsit-
zende Claus Weselsky und dbb Vize. „Wir hof-
fen insofern, dass das Landesarbeitsgericht 
Hessen die Rechtmäßigkeit unserer Arbeits-
kampfmaßnahmen bestätigt.“ 

Weselsky weiter: „Die DB sollte damit aufhö-
ren, sich vor Gerichten eine blutige Nase zu 
holen, sinnlos Steuergelder zu verbrennen und 
die Kunden zu verprellen. Stattdessen ist der 
DB-Vorstand nun gefordert, ein neues, verbes-
sertes schriftliches Angebot zu machen, denn 
nur das bringt die Konfliktparteien wieder zu-
rück an den Verhandlungstisch und eröffnet 
die Chance für eine Kompromissfindung.“ 
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Deutschen Zoll- und Finanzgewerkschaft BDZ 
Russland-Sanktionen: Zollgewerkschaft weist Habeck-Vorwürfe zurück 
 
Bundeswirtschaftsminister Robert Habeck hat eine stärkere Rolle des Zolls bei der Durchset-
zung von Sanktionen gegen Russland eingefordert. Dieser müsse bei Hinweisen auf Verstößen 
proaktiv agieren und selbst Untersuchungen in den Unternehmen einleiten. BDZ Chef Thomas 
Liebel bezeichnete dies als Fehldarstellung und übt scharfe Kritik: 
 
„Erneut wiederholt der Bundeswirtschaftsminis-
ter seine falsche Behauptung, der deutsche 
Zoll würde Handelsströme und Geschäftsakti-
vitäten in den Unternehmen nicht aktiv prüfen. 
Das zeugt entweder von Unkenntnis oder 
Überheblichkeit. Die Zöllnerinnen und Zöllner 
gehen regelmäßig in die Firmen und prüfen 
dort Geschäftsunterlagen, Buchhaltung und 
Lieferantenbeziehungen auf Verstöße gegen 
Sanktionen oder Embargos. Das ist keine Be-
sonderheit anderer europäischer Staaten, son-
dern gehört auch zu unseren Standardaufga-
ben. Leider wurde dieser Bereich des Zolls von 
der Politik jahrelang sträflich vernachlässigt. 
Der Minister würde gut daran tun, seinem eige-
nen Rat zu folgen und ‚die verdammten Prob-
leme zu lösen‘, die darin bestehen, für genug 
Kontrollpersonal und Nachwuchs in den 
Dienststellen zu sorgen“, so Liebel am 11. 
März 2024. 
 

Die Zollgewerkschaft betone seit Jahren, dass 
die geringe Anzahl an Betriebsprüfern der 
Hauptzollämter umfassendere und tieferge-
hende Kontrollen erschwere. Schon heute ge-
höre es zu einer der Standardaufgaben der 
Zollverwaltung, die Einfuhr und Ausfuhr von 
Waren auf Verstöße gegen sog. Verbote und 
Beschränkungen zu prüfen. Dies umfasse 
nicht nur die unmittelbare Kontrolle des Waren-
umschlags in der Zollabfertigung, sondern 
auch die nachträgliche Kontrolle im Rahmen 
der vom Zoll durchgeführten Betriebsprüfun-
gen. Diese Betriebsprüfungen von Firmen wür-
den von den Sachgebieten D „Prüfungsdienst“ 
der Hauptzollämter regelmäßig durchgeführt. 
Bundesweit gebe es rund 1.000 Betriebsprüfer 
des Zolls, die neben der Abgabenerhebung 
von Zöllen und Verbrauchsteuern auch die Ein-
haltung des Marktordnungs- und Außenwirt-
schaftsrechts überwachen. Ermittlungen ggf. 
durch den Zollfahndungsdienst übernommen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
Gewerkschaft der Sozialversicherung (GdS) 
Rentenpaket II enthält Licht und Schatten 
  
Die von Bundesarbeitsminister Hubertus Heil und Bundesfinanzminister Christian Lindner ha-
ben Pläne für ein zweites Rentenpaket vorgestellt. Die GdS bewertet die rentenpolitischen Vor-
haben überwiegend positiv, warnt aber auch vor zu viel Optimismus. 
 
Mit den Maßnahmen des Rentenpaktes soll 
das Rentenniveau bis 2039 bei mindestens 48 
Prozent gehalten werden. Die bisherigen ge-
setzlichen Regelungen sahen lediglich eine 
Stabilisierung bis 2025 vor. Der GdS Bundes-
vorsitzende und dbb Vize Maik Wagner sagte: 
„Das Rentenniveau weiterhin stabil zu halten, 
ist die richtige Entscheidung. Sinkende Ren-
ten, die nicht mehr zum Leben reichen, bergen 
gesellschaftlichen Sprengstoff. Die Menschen 

müssen sich auf die gesetzliche Rente verlas-
sen können. Uns fehlen allerdings im Renten-
paket Maßnahmen, die dafür sorgen, dass die 
Rentenversicherungsbeiträge nicht schon in 
diesem Jahrzehnt eklatant steigen. Hier ist der 
Gesetzgeber gefordert, gegenzusteuern.“ 
 
Ein weiterer Kern des Rentenpaktes II ist das 
so genannte „Generationenkapital“. Damit wird 
das Vorhaben bezeichnet, mehrere Milliarden 
Euro auf dem Aktienmarkt anzulegen, um mit 
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den Gewinnen steigende Rentenversiche-
rungsbeiträge in den 2030er Jahren abzufe-
dern. Die Mittel für das Generationenkapital 
sollen über Darlehen finanziert werden. „Ange-
sichts der demografischen Lage verschließen 
wir uns dem Generationenkapital nicht“, so der 
GdS Chef. „Unter den richtigen Voraussetzun-
gen kann die Anlage in Aktien durchaus einen 
Beitrag zur Stabilisierung der Rentenbeiträge 
in der Zukunft leisten. Das ist allerdings von 
verschiedenen Faktoren abhängig, die nicht al-
lein in der Hand des Gesetzgebers liegen. 
Dessen Hauptaufgabe bleibt es, auch bei sin-
kenden Aktienkursen und ausbleibenden Divi-

denden eine stabile gesetzliche Rente zu ge-
währleisten und Rentenversicherungsbeiträge, 
die die Beitragszahlenden nicht überfordern.“ 
Wagner mahnte außerdem: „Den ausgerufe-
nen ‚Paradigmenwechsel‘ in der Altersvorsorge 
sehen wir ausdrücklich nicht. Das Generatio-
nenkapital darf nicht der Einstieg sein in Expe-
rimente mit Beitragsgeldern auf dem Kapital-
markt. Die gesetzliche Rente in Deutschland 
muss auch weiterhin umlagefinanziert sein, er-
gänzt um einen Steuerzuschuss für versiche-
rungsfremde, gesamtgesellschaftlich relevante 
Aufgaben. Für uns gilt weiterhin: Die Rente 
darf kein Spekulationsobjekt sein.“ 

 
 
Verband Bildung und Erziehung 
Forderung nach „Digitalpakt für die Ewigkeit“ erneuert 
 
„Das ist ein wichtiges Signal“, sagte VBE Chef Gerhard Brand zur Verlautbarung der Kultusmi-
nisterkonferenz (KMK), dass diese nach den Gesprächen mit der Bundesbildungsministerin 
Stark-Watzinger weiter von einer Zusage zum Digitalpakt 2.0 ausgeht.“ 
 
„Wir brauchen Planungssicherheit in den Schu-
len, dass weitere Investitionen ermöglicht wer-
den. Die digitale Infrastruktur und Ausstattung 
hinkt weiter den Anforderungen hinterher. 
Während die Ständige Wissenschaftliche Kom-
mission (SWK) den Einsatz von künstlicher In-
telligenz in den Schulen empfiehlt, zeigt eine 
vom VBE bei forsa in Auftrag gegebene, reprä-
sentative Umfrage, dass 10 Prozent der Schu-
len ohne einen einzigen Klassensatz an digita-
len Endgeräten dastehen. Um den grundge-
setzlich verankerten Auftrag, die Gleichwertig-
keit von Lernverhältnissen zu sichern, nachzu-
kommen, ist es dringend erforderlich, dass 
auch der Bund sich finanziell weiter engagiert 
und es nicht allein den Ländern überlässt, dies 
zu tun“, so der VBE Bundesvorsitzende. 
 
Positiv bewertet er, dass die Erwartungshal-
tung der Schulen bei den Bildungsministerien 

in den Ländern angekommen ist: „Wir sehen 
die großen Bemühungen, das Investitionspaket 
auf den Weg zu bringen. Bund, Länder und 
Kommunen müssen gemeinsam einen Weg 
finden, eine umfängliche und nachhaltige Un-
terstützungsstruktur für die Digitalisierung an 
Schulen zu gewährleisten. Es braucht am 
Ende nicht nur einen Digitalpunkt 2.0, sondern 
einen Digitalpakt für die Ewigkeit.“ 
 
Zu dem Fakt, dass die KMK über eine Zusage 
Stark-Watzingers für die weitere konstruktive 
Zusammenarbeit in einer Pressemitteilung be-
richtet, stellt Brand fest: „Der Druck muss 
hochgehalten werden. Alle Beteiligten sind in 
der Pflicht, weitere Investitionen schnellstmög-
lich auf den Weg zu bringen. Am Ende jedoch 
brauchen wir nicht nur positive Signale, son-
dern ganz konkrete Ergebnisse. Zuversicht be-
schafft keine digitalen Endgeräte.“ 

 
 

Namen und Nachrichten 

 
„Als klassische Querschnittsaufgabe muss IT 
eigentlich in allen Fachressorts mitgedacht 
werden“, betont Frank Estler im neuen dbb 
Podcast. Der studierte Chemiker hat sich aus 
Leidenschaft und über diverse Fort- und Wei-
terbildungen im öffentlichen Dienst quasi 
„selbst digitalisiert“ – mit Erfolg. Inzwischen lei-
tet der 47-Jährige im Bundesministerium für 

Ernährung und Landwirtschaft das IT-Referat, 
ein Team von rund 40 Kolleginnen und Kolle-
gen, mit einem breiten Aufgabenspektrum: 
Wartung der Netzwerk- und Serverstruktur, 
von Telefonie und Konferenztechnik, das Li-
zenz- und Vertragswesen und natürlich die 
Nutzerhotline: „Wir können vielleicht nicht je-
des Problem lösen, aber wir finden immer eine 
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Alternative.“ Bei vielen Alltagsproblemen helfe 
oft der berühmte „Neustart“. Zur wirklich erns-
ten Herausforderung für die IT entwickele sich 
aber die Cybersicherheit, „egal ob im Bundes-
ministerium oder bei Privatpersonen.“ Frank 
Estler ist klar, dass man sich dabei nie kom-
plett schützen kann: „Das ist jeden Tag ein 
Wettrennen mit der blühenden Industrie der 
Cyberkriminellen. Das Hinterhältige am Ha-
ckerangriff ist ja, dass man ihn oft nicht gleich 
bemerkt.“ Und dann werde auch der Themen-
komplex KI jeden Tag wichtiger: „Das Vollpo-
tential der künstlichen Intelligenz kann sich im 
Moment keiner von uns auch nur vorstellen.“ 
Mit Blick auf die Digitalstrategie der Bundesre-
gierung wünscht sich Frank Estler eine noch 
konsequentere Zentralisierung der IT bei ge-
meinsamen Dienstleistern. „Zusammenarbeit 
und Standardisierung, das ist der Schlüssel zu 
mehr IT-Sicherheit und Effizienz. Es gibt schon 
jede Menge digitale Insellösungen und Altver-
fahren, überall im Land. Die Integration der Da-
ten und Systeme unter Berücksichtigung der 
vielfältigen Rahmenbedingungen bei Bund, 
Ländern und Gemeinden, das ist eine wirklich 
große Aufgabe.“ Zur Plattformauswahl: 
https://linktr.ee/dbb.online. 

 
Der tbb beamtenbund und tarifunion thüringen 
geht davon aus, dass eine Auszahlung des 
Restes der Inflationsausgleichszahlung im Be-
reich Besoldung und Versorgung frühestens 
mit der Vergütung für Juli/August 2024 erfolgt. 
Das teilte der Landesbund am 11. März 2024 
mit. Bevor der Gesetzentwurf vom Landtag be-
raten und auch verabschiedet werden könne, 
müsse er ein zweites Mal durchs Kabinett. Die-
ser zweite Kabinettsdurchgang könne nach 
dem aktuellen Fahrplan der Landesregierung 
frühestens Anfang April 2024 stattfinden.  
 
Der Bayerische Beamtenbund (BBB) Vorsit-
zende Rainer Nachtigall hat am 11. März 
22024 in Gesprächen mit Joachim Herrmann, 
Staatsminister des Innern, für Sport und In-
tegration, sowie Christian Bernreiter, Staatsmi-
nister für Wohnen, Bau und Verkehr, Nachbes-
serungen beim geplanten Doppelhaushalt des 
Landes angemahnt. Thema waren auch die 
Pläne der Landesregierung zum Stellenabbau 
und zur Reduzierung der Teilzeit im öffentli-
chen Dienst sowie die derzeitige Umsetzung 
der Besoldungsanpassung.  

 
 
 

Termine: 
 

16. April 2024 
18. Frauenpolitische Fachtagung 

„Familie, Sorgearbeit, Altersarmut - die CAREseite der Medaille“ 
Weitere Informationen unter www.dbb-frauen.de  

https://linktr.ee/dbb.online
https://www.dbb-frauen.de/termine-veranstaltungen/frauenpolitische-fachtagung/frauenpolitische-fachtagung-2024.html
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